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Tagesordnungspunkt:

Änderung der Geschäftsordnung für die Beiräte der Forensik 

Beschlussvorschlag:

"Der Änderung der Geschäftsordnung für die Beiräte der Forensik bei den LVR-Kliniken des 
Landschaftsverbandes Rheinland wird gemäß Vorlage 14/32 zugestimmt".

Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:
Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme: 

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

Die Direktorin des Landschaftsverbandes 
Rheinland 



Zusammenfassung: 

 

Mit der Vorlage werden in der Geschäftsordnung für die Beiräte der Forensik redaktionelle 

Änderungen in Bezug auf Genderaspekte und die neue Dezernatsbezeichnung 

vorgenommen.  

 

Des Weiteren wird eine Formulierung zur Dauer der Mitgliedschaft im Beirat eingefügt, die 

sicherstellen soll, dass die bestehenden Beiräte auch im Zeitraum von der Kommunalwahl 

bis zur Neukonstituierung der Beiräte aus der folgenden Landschaftsversammlung tagen 

können.  



 

Begründung der Vorlage Nr. 14/32: 

 

Die Arbeit der Beiräte an den forensischen Standorten hat sich bewährt. 

 

Sie sind ein wichtiges Bindeglied im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit, um Sinn und 

Inhalte der forensischen Arbeit in die Gesellschaft zu transportieren.  

 

Die Beiräte werden aufgrund einer Geschäftsordnung tätig, die vom 

Landschaftsausschuss beschlossen wird.  

 

Aufgrund der geänderten Bezeichnung des Dezernats und unter Genderaspekten wurde 

die Geschäftsordnung dem aktuellen Sprachgebrauch angepasst. Die geänderten 

Formulierungen im Text sind kursiv hervorgehoben.  

 

Die einzige inhaltliche Änderung bezieht sich auf § 4 Abs. 3. Diesem wird folgender Satz 

angefügt:  

 

„Das Mandat endet mit der konstituierenden Sitzung eines neuen Beirats in der folgenden 

Kommunalwahlperiode“. 

 

Durch diesen Änderungsvorschlag wird sichergestellt, dass die Beiräte auch nach Ablauf 

einer Kommunalwahlperiode tagen können. Dies erscheint notwendig, da sich ganz 

aktuell in der Praxis gezeigt hat, dass zwischen Ablauf einer Kommunalwahlperiode und 

der Neubestellung der Beiräte ein langer Zeitraum liegen kann.  

 

Der Text der neuen Geschäftsordnung ist als Anlage beigefügt. 

 

 

 

In  Vertretung 

 

W e n z e l – J a n k o w s k i 
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Geschäftsordnung für die Beiräte der Forensik bei den LVR- Kliniken des Land-
schaftsverbandes Rheinland 

 
beschlossen vom Landschaftsausschuss der Landschaftsversammlung Rheinland am 14.11.2014 

 

Präambel 

Die Direktorin/Der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland ist gemäß § 29 der am 16.07.1999 
in Kraft getretenen Neufassung des Maßregelvollzugsgesetzes Nordrhein-Westfalen (MRVG NRW), 
zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 27.10.2009 (GV NRW S. 540) als untere staatliche 
Maßregelvollzugsbehörde zuständig für die Durchführung der Maßregeln der Besserung und Siche-
rung in einem psychiatrischen Krankenhaus oder einer Entziehungsanstalt gemäß den §§  63, 64 
StGB und § 126 a StPO. 
 
Diese Aufgabe nimmt die Direktorin/der Direktor des Landschaftsverbandes Rheinland insbesondere 
in den forensischen Abteilungen der LVR-Kliniken Bedburg-Hau, Düren, Essen, Köln, Langenfeld und 
Viersen wahr. 
 
 

§ 1 
Beiräte / Aufgaben 

 
(1) An allen LVR-Kliniken mit forensischen Fachabteilungen sind Beiräte gem. § 4 MRVG NRW zu 
gründen.  
 
(2) Aufgaben des Beirates sind die Beratung der Einrichtung in konzeptionellen und organisatorischen 
Fragen des Maßregelvollzuges, die Unterstützung der Leitung der Einrichtung, die Hilfe bei der Wie-
dereingliederung der Patientinnen und Patienten und die Förderung des Verständnisses und der Ak-
zeptanz für die Aufgaben des Maßregelvollzuges in der Öffentlichkeit. 
 
(3) Die Mitglieder des Beirates können sich über Fragen der inhaltlichen und organisatorischen Durch-
führung des Maßregelvollzuges, insbesondere über Therapie- und Sicherheitskonzepte vom jeweili-
gen Klinikvorstand der LVR-Kliniken unterrichten lassen sowie die Einrichtungen des Maßregel-
vollzuges besichtigen. Sie sind nicht an Entscheidungen beteiligt, die sich auf bestimmte Patientin-
nen/Patienten und auf therapeutische Konzepte beziehen. 
 
 

§ 2 
Zusammensetzung des Beirates 

 
(1) Der Beirat besteht aus höchstens 24 Personen. Sie sollen überwiegend Einwohner/innen der Ge-
meinde sein, in der die Einrichtung liegt. Höchstens die Hälfte, d. h. 12, der Mitglieder des Beirates 
kann vom Rat der Gemeinde bestimmt werden. Den Beiräten sollten Personen aus folgenden gesell-
schaftlichen Gruppen/Organisationen angehören: 

- der Standortgemeinde 
- des Kreises bei kreisangehörigen Standortgemeinden 
- der Landschaftsversammlung Rheinland 
- der für den Standort zuständigen Kreispolizeibehörde bzw. der für den Standort zuständige Polizei-

präsident 
- die für den Standort zuständigen Kammern (Handwerkskammer und Industrie- und Handelskammer) 
- der örtlichen Arbeitnehmervertretungen 
- der Justiz 
- der Glaubensgemeinschaften 
- der örtlichen Medien 
- der örtlichen Wohlfahrtsverbände 
- der Psychosozialen Arbeitsgemeinschaft 
- der Nachbarschaft. 
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(2) Die Mitglieder der Beiräte sind zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit mit dem jeweiligen Kli-
nikvorstand der LVR- Kliniken, bei denen der Beirat gegründet wurde, verpflichtet. 
Voraussetzung für ihre Berufung ist, dass sie sich mit den Zielen des Maßregelvollzuges und den 
Aufgaben des Beirates im Sinne des § 1 der Geschäftsordnung identifizieren. 
 
 

§ 3 
Bestellung 

 
(1) Die Bestellung der Beiratsmitglieder erfolgt durch Beschluss des jeweils zuständigen Kranken-
hausausschusses. Die Bestellung ist an die Person gebunden. Eine Vertretung ist nicht möglich.  
 
(2) Die Bestellung zu Mitgliedern des Beirates erfolgt analog der Wahlzeiten der Kommunalvertretun-
gen. Die Wiederbestellung ist zulässig. 
 

§ 4 
Abberufungs- / Rücktrittsmöglichkeit / Beendigung des Mandats 

 
(1) Der jeweils zuständige Krankenhausausschuss kann nach Anhörung des Mitgliedes des Beirates 
dieses von seiner Funktion entbinden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt 
insbesondere vor, wenn das Mitglied des Beirates seine Pflichten gröblich verletzt hat oder seine Tä-
tigkeit nicht mehr ordnungsgemäß ausüben kann. Die Abberufung von durch den Rat bestellten Bei-
ratsmitgliedern erfolgt im Einvernehmen mit dem Rat. 
 
(2) Das Mitglied des Beirates kann jederzeit ohne Angabe von Gründen von seinem Amt zurücktreten. 
 
(3) Bei Beiratsmitgliedern endet die Mitgliedschaft im Beirat außer durch Zeitablauf mit Ausscheiden 
aus der ihrer Mitgliedschaft im Beirat zugrunde liegenden Funktion. In diesem Fall besteht das Recht 
auf Nachbenennung. Das Mandat endet mit der konstituierenden Sitzung eines neuen Beirats in der 
folgenden Kommunalwahlperiode. 
 
 

§ 5 
Beschlussfähigkeit / Abstimmungen / Vorsitz 

 
(1) Der Beirat ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß eingeladen wurde. 
 
(2) Der Beirat fasst die Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder. 
 
(3) Der Beirat wählt aus seiner Mitte eine Vorsitzende/einen Vorsitzenden und eine Stellvertreterin/ 
einen Stellvertreter. Eine Wiederwahl ist zulässig. 
 
 

§ 6 
Geschäftsführung 

 
Die Geschäftsführung des Beirates liegt beim Klinikvorstand der LVR- Klinik, bei der der Beirat ge-
gründet wurde. 
 
 

§ 7  
Sitzungen 

 
(1) Der Beirat soll mindestens einmal im Vierteljahr tagen. 
 
(2) Der Beirat wird von der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden oder auf dessen Wunsch in Zusammenar-
beit mit dem Klinikvorstand eingeladen. 
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(3) Die Vorsitzende/Der Vorsitzende stellt in Absprache mit dem Klinikvorstand der LVR-Kliniken  die 
Tagesordnung für die Sitzungen des Beirates auf.  
Die Mitglieder können jederzeit Vorschläge für die Tagesordnung benennen. 
 
(4) Die Sitzungen des Beirates sind grundsätzlich nicht öffentlich. Über die Zulassung der Öffentlich-
keit zu einer Sitzung sowie über die Einladung von Gästen entscheidet der Beirat.  
 
(5) Die Mitglieder des Klinikvorstandes und hierzu beauftragte Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter des LVR-
Dezernates Klinikverbund und Verbund Heilpädagogischer Hilfen des Landschaftsverbandes Rhein-
land sind berechtigt, an den Sitzungen des Beirates teilzunehmen und haben ein Vortragsrecht. Die 
Ombudsperson der LVR-Kliniken ist berechtigt, an den Sitzungen des Beirates teilzunehmen und hat 
ein Vortragsrecht. 

 
(6) Die Mitglieder des Beirates haben ein Fragerecht an den jeweiligen Klinikvorstand der LVR- Klini-
ken und an die Trägerverwaltung. Außerhalb der Sitzungen sind Fragen über die Vorsitzende oder 
den Vorsitzenden an den jeweiligen Klinikvorstand der LVR-Kliniken zu richten. 
 
 

§ 8 
Bericht / Pressekonferenz 

 
(1) Die Geschäftsführung des Beirates erstellt unmittelbar nach jeder Sitzung ein Sitzungsprotokoll 
und leitet dieses Sitzungsprotokoll weiter an den örtlichen Klinikvorstand, den zuständigen Kranken-
hausausschuss und das Dezernat Klinik- Verbund und  Verbund Heilpädagogischer Hilfen des Land-
schaftsverbandes Rheinland. 
 
(2) Der Beirat erhält mindestens einmal jährlich Gelegenheit, auf einer Pressekonferenz über seine 
Tätigkeit zu berichten. In Fällen besonderer Bedeutung können nach Abstimmung mit dem Klinikvors-
tand Zwischen- bzw. Situationsberichte außerhalb des einjährigen Turnus erstattet werden.  
 
 

§ 9 
Verschwiegenheitspflicht / Datenschutz 

 
(1) Die Mitglieder des Beirates sind verpflichtet, über alle Angelegenheiten, die ihnen im Rahmen ihrer 
Tätigkeit bekannt werden und die offenkundig einer vertraulichen Behandlung bedürfen (insbesondere 
Personalangelegenheiten der Klinik, patientenbezogene Daten, sicherheitsrelevante Informationen) 
Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt auch nach Beendigung ihrer Tätigkeit als Beiratsmitglieder. 
 
(2) Die Mitglieder der Beiräte dürfen ohne Genehmigung des Landschaftsverbandes Rheinland über 
Angelegenheiten, über die sie Verschwiegenheit zu wahren haben, weder vor Gericht noch außerge-
richtlich Aussagen oder Erklärungen abgeben. 
 
(3) Die Offenbarung personenbezogener Daten von Beschäftigten des Landschaftsverbandes Rhein-
land sowie von Patientendaten, insbesondere auch die Einsichtnahme in und die Auskunft aus Patien-
tenakten, gegenüber dem Beirat oder einzelnen Mitgliedern des Beirates ist unzulässig, es sei denn, 
es liegt eine vorherige schriftliche Einwilligung der/des Betroffenen vor, bei Beschäftigten des Land-
schaftsverbandes Rheinland darüber hinaus diejenige des Dienstvorgesetzten. 
 
 

§ 10  
Ehrenamt / Auslagen 

 
(1) Das Amt des Beirates ist ein Ehrenamt. 
 
(2) Die Mitglieder des Beirates haben Anspruch auf Erstattung ihrer Reisekosten. Diese werden nur 
für Reisen innerhalb des Versorgungsgebietes der jeweiligen Kliniken des Beirates, zu den Sitzungen 
des Beirates, zur Geschäftsstelle des Beirates und zu Terminen in der Zentralverwaltung des Land-
schaftsverbandes Rheinland erstattet. 
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(3) Die im Zusammenhang mit der Ausübung des Beirates aufzubringenden Mittel werden vom Träger 
bereitgestellt. 

 
 

§ 11 
In Kraft treten 

 
Diese Geschäftsordnung tritt am 14.11.2014 (Beschluss LA) in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die vom Landschaftsausschuss am 26.11.2009 beschlossene Geschäftsordnung au-
ßer Kraft.  
 
 
 


	14-32, Geschäftsordnung Beiräte Forensik
	Begründung14-32
	14-32 Anlage

